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Möglichkeiten eines westdeutschen Beitrags 
für die Entwicklungsgebiete

Klaus Billerbedc, Hamburg

D er seit 1948 in der Bundesrepublik durchgeführte 
W iederaufbau, der W estdeutschland w ieder zur 

führenden Industrienation Europas w erden ließ, w urde 
gerade in den jungen Staaten Afrikas und Asiens sehr 
aufmerksam verfolgt. In den Augen dieser Länder hat 
die Bundesrepublik damit allerdings auch die V er­
pflichtung übernommen, sich führend an der w irt­
schaftlichen Entwicklung jener Gebiete zu beteiligen, 
wobei oft übersehen wird, daß die beiden W eltkriege 
in Deutschland eine gewaltige K apitalverniditung be­
wirkten und heute bei uns ein großer Kapitalmangel 
besteht, daß darüber hinaus die deutsche W irtschaft 
vollbeschäftigt ist, unter einem fühlbarem Mangel an 
wirtschaftlichen und technischen Führungskräften 
leidet und nur begrenzte Möglichkeiten für eine Unter­
stützung der Entwicklungsländer bestehen.
Die allzu positive Voreingenommenheit gegenüber uns 
imperialistisch nicht vorbelasteten Deutschen bringt 
die große Gefahr mit sich, daß w ir ohne eigenes Ver­
schulden in den Entwicklungsgebieten mit ihren teil­
weise sehr naiven Vorstellungen eines Tages ein Ge­
fühl der Enttäuschung vorfinden, das sich ungünstig 
auf unsere wirtschaftlichen Beziehungen zu diesen 
Ländern auswirken könnte.
Um dies zu vermeiden, w ird es notwendig sein, mit 
unseren begrenzten Möglichkeiten einen möglichst 
großen Nutzen in den Entwicklungsgebieten zu er­
zielen, indem unsere M itwirkung nicht nur aus dem 
Blickwinkel des augenblicklichen Nutzens für die 
deutsche Exportwiitschaft gesehen wird. Ausschlag­
gebend ist unser Eigeninteresse an der l a n g f r i s t i ­
g e n  Absatzsidierung in einem Gebiet, in  dem andert­
halb Milliarden Menschen leben, die mit zunehmender 
wirtschaftlicher Entwicklung eines Tages einen riesigen 
Absatzmarkt darstellen werden. Alle Hilfsmaßnahmen 
sollten daher immer aus der Sicht der Entwicklungs­
länder erfolgen und prim är die wirtschaftlichen Aus­
wirkungen in diesen Gebieten im Auge haben,

POLITISCHE RÜCKSICHTNAHME 
Bevor wir uns der eigentlichen M itwirkung der 
Bundesrepublik bei der Zurverfügungstellung von 
Kapital und von Arbeits-, Führungs- und Planungs­
kräften zuwenden, sei kurz auf einige Fragen einge­
gangen, die unser V erhältnis zu den unterentw ickelten 
Gebieten entscheidend beeinflussen.
Anmerkung: Die Ausführungen stützen sid i weitgehend auf einen  
Vörtraig, den der Verfasser kürzlidi vor der Industrie- und 
Handelskammer Düsseldorf gehalten hat, und stellen eine Zu­
sammenfassung der Ergebnisse dar, die er in seiner Tätigkeit als 
Referent des^Hamburgischen Welt-Wirtschafts-Archivs erarbeitet hat.

Die erste Frage betrifft unser politisches Verhältnis 
zu den jungen N ationen Afrikas und Asiens, Es ist 
eine unabänderliche Tatsache, daß diese jungen Län­
der auf alle wirtschaftlichen Vorteile verzichten, wenn 
ihr — sdiließlich ja  aus Europa im portierter — 
Nationalismus dadurch beeinträchtigt wird. Typisch 
dafür ist das V erhältnis von Nationalismus und 
Heranziehung von Auslandskapital, Obwohl die Ein­
sicht in  die Notwendigkeit der Heranziehung von 
Auslandskapital k lar vorhanden ist, lautet die Frage­
stellung nicht: „Wie kann möglichst viel Auslands­
kapital zur M itarbeit herangezogen w erden?“, son­
dern: „Wie kann eine Beeinflussung von Politik und 
W irtschaft im eigenen Land verm ieden werden, ohne 
daß das A uslandskapital zu sehr abgeschreckt wird?" 
Der Prim at der politischen Unabhängigkeit vor der 
wirtschaftlichen N otwendigkeit ist in den meisten 
Entwicklungsländern nicht umstritten. W enn wir tak t­
voll die Einstellung dieser Länder zu den politischen 
Problemen, insbesondere zum Ost-West-Konflikt, ak­
zeptieren oder übersehen, tun wir der Sache des 
W estens keinen Abbruch, auch nicht dadurdi, daß wir 
V erständnis für andere Staatsformen zeigen, die sich 
in Asien, Afrika und Lateinamerika unter anderen 
Voraussetzungen entwickelt haben und noch heraus­
bilden werden.
Die zweite Frage betrifft unser wirtschafts- und han­
delspolitisches V erhältnis zu den Entwicklungsge­
bieten, W ir sind auf Grund unserer Erfahrung Für­
sprecher eines freien W elthandels und m ultilateraler 
Handelsformen, Zahlreiche Länder, die nach Erlangung 
der politischen Selbständigkeit auch wirtschaftlich un­
abhängig werden wollen, verzichten aber auf die 
M ultilateralität, wenn diese ihren auf politische und 
wirtschaftliche Unabhängigkeit gerichteten, zweifel­
los oft übersteigerten Bestrebungen entgegensteht. 
Die Entwicklung dieser Länder stellt in gewisser 
W eise einen Trend zur Autarkiie dar. Im Außenhandel 
bestehen wegen der ehrgeizigen Entwicklungspläne 
einerseits und der begrenzten Deviseneinnahmen 
andererseits Tendenzen in Richtung zur Bilateralität, 
zu Kompensationsgeschäften usw. W ollen wir ange­
sichts des Vorprellens der bilateral ausgerichteteh 
Ostblockstaaten im Geschäft bleiben, so dürfen wir 
nicht den M ultilateralismus im V erkehr mit diesen 
Ländemi zum Dogma erheben, sondern müssen uns 
anpassen und nach W egen suchen, w ie w ir das Stre­
ben dieser Länder nach zweiseitigen Geschäften mit 
unseren Bemühungen um eine w eltweite M ultilaterali-
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ta t vereinbaren können. Dazu ist allerdings eine 
äußerst gesdimeidige Handelspolitik notwendig, die 
le ider noch nicht viele Vorbilder hat. Darüber hinaus 
müssen wir ums damit abfinden, daß in den meisten 
Entwicklungsländern die wirtschaftliche Entwicklung 
w eitgehend über den Staat erfolgt. Auch daran köimen 
wir nichts ändern.
W as kann nun die Bundesrepublik zur wirtschaftlichen 
Entwicklung beitragen? Sprechen wir h ier n id it von 
der Lieferung technischer Einrichtungen, sondern 
gehen w ir einen Schritt weiter: Zurverfügungstellung 
von Kapital und von Arbeits-, Eührungs- und 
Planungskräften.

DAS KAPITALPROBLEM
Der Kapitalbedarf der Entwicklungsländer ist unter 
den gegenw ärtigen Umständen kaum  zu decken. Eine 
Gruppe von UNO-Experten hat für 1950/51 eine 
Schätzung des Kapitalbedarfs für alle „unterent­
wickelten Länder“ vorgenommen. Danach w ürde eine 
Erhöhung des Nationaleinkommens um 2,5 ®/# jährlich 
eine Jahres-N ettoinvestition von über 19 Mrd. $ er­
fordern, also etwa die Hälfte des derzeitigen deutschen 
Sozialprodukts. Im Jahre  1949 wurden aber nur etwa 
5 Mrd. $ gespart, beileibe nicht investiert. Nehmen 
w ir sehr großzügig an, heute w ären es 7—8 Mrd. $, 
dann bliebe ein Bedarf von 10'—12 Mrd. durch Aus­
landskapital zu decken. Tatsächlich sind 1951 aber 
nicht mehr als 1,5 Mrd. $ Auslandskapital in Ent­
wicklungsgebiete geflossen, heute mögen es etwa 1,8 
Mrd, f  sein.i)
Doch nehmen wir einmal an, es w ürden jedes Jahr 
tatsächlich 19 Mrd. $ produktiv investiert, dann 
würde also das Nationaleinkommen in diesen Ländern 
jährlich um 2,5 0/# steigen. Da aber die Bevölkerung 
jährlich oft um 1,5«/» und mehr zunimmt, könnte man 
günstigenfalls mit einer Erhöhung des Lebens­
standards, d. h. des Einkommens pro Kopf der Bevöl­
kerung, um 1,5-—2«/o pro Jahr rechnen. Selbst unter 
der völlig wirklichkeitsfremden Annahme einer 
Jahresinvestition von 19 Mrd. |  w ürde die Steigerung 
des Lebensstandards somit noch erheblich hinter der 
gleichzeitigen Steigerung des Lebensstandards in 
unseren Ländern Zurückbleiben. Das heißt: die Unter­
schiede im  Lebensstandard zwischen den industriali-' 
sierten  N ationen Europas und Nordamerikas einer­
seits und allen übrigen Gebieten andererseits werden 
auf absehbare Zeit trotz aller auch noch so umfang­
reichen Entwicklungsplanungen größer und nicht etwa 
kleiner werden.
A uf diesem Hintergrund, wo vergleichsweise Größen­
ordnungen von 30, 40 und 50»/# des gesamten deut­
schen Sozialprodukts zur Debatte stehen, erw artet 
man nun  eine wesentliche Unterstützung durch die 
Bundesrepublik. Dabei sind die Handelskredite, 
Swings, Garantien und Bürgschaften auszuklammern, 
die im Rahmen des laufenden Handetegeschäfts ge-
1) Zur Illustrierung des Umfangs des jährlidien Kapitaldefizits 
vo n  also mindestens 8 bis 10 Mrd. $ (19 Mrd. $ minus aufge- 
bradites Inlandskapital minus hereinströmendes Auslandskapital) 
,sei hinzugefügt, daß die W eltbank seit ihrem Bestehen bis Ende 
1953 insgesamt 1 Mrd. $ und die Export-Import-Bank seit ihrer 
Gründung im Jahre 1934 rd. 2 Mrd. die beiden größten Insti­
tutionen also bis Ende 1953 insgesam t nicht mehr als 3 Mrd. $ 
Kredite an die Entwi^dclungsgebiete vergaben.

w ährt werden und-die ja  eigentlich keinen langfristi­
gen Charakter haben sollten, wenn sie auch zu unse­
rem  Leidwesen schon m itunter einen solchen ange­
nommen haben.
Im  G egensatz  zur Z eit v o r  d e r  W eltw irtschaftsk rise , als der 
g röß te  Teil des A u s ia n d sk ap ita ls  ü b e r d ie  K ap ita lm ärk te  in 
E ntw icklungsgebiete floß, nehm en h eu te  d ie  d irek ten  In­
ves titio n en  bzw. B e te iligungen  d ie  füh rende S tellung  ein. 
D ies g ilt auch fü r d as deu tsche K apital, das in  d en  letzten  
Ja h re n  E ntw ick lungsländern  zu r V erfügung  g es te llt w urde: 
F ilial-, M ontage- u n d  K o nfek tion ierungsbetriebe , langfristige 
L ie ferkred ite  in  Form  d e r B ete iligung  am  G ründungskap ital, 
von  S tah lw erken , E le k triz itä tsw erk en  usw . Das auf diese 
W eise  in  E ntw ick lungsländer geflossene  d eu tsd ie  K apital 
d ü rfte  v o n  1948 b is zu r G eg en w art kau m  100 Mill. |  
be tragen .

Diese bisherigen D irektinvestitionen und die mittel­
fristige Exportfinanzierung über die AKA sind heute 
allein nicht mehr ausreichend. Dies hat erst kürzlich 
der Bericht der Goodwill-Mission des Bundesver­
bands der Deutschen Industrie deutlich gezeigt. Die 
von verschiedenen Seiten erfolgenden Vorschläge 
zielen gegenwärtig vor allem auf eine Institution a b — 
vielleicht im Sinne der amerikanischen Export-Import- 
Bank —, die in  der Lage ist, besonders das Anlagen­
geschäft langfristig zu finanzieren, was heute seitens 
unserer westeuropäischen und amerikanischen Kon­
kurrenten, neuerdings auch seitens des Ostblocks, 
schon w eitgehend geschieht. Auch w urde der Vor­
schlag gemacht, zu diesem Zweck die Golddiskontbank 
w ieder zu beleben. Die M ittel dieser — sagen wir — 
Exportbank müßten aber außerordentlich hoch sein, um 
kontinuiierlich langfristige Finanzierungen zu ermög­
lichen, da wegen der Langfristigkeit der Kredite kein 
schneller Rücklauf einsetzt. Dieser Institution müßten 
also von anderer Seite laufend M ittel zufließen. Hierin 
liegt wohl das Zentralproblem. In der Bundesrepublik 
gibt es kein Auslandshilfsprogramm wie in den USA, 
wo jährlich aus Steuergeldern bedeutende Summen 
bereitgestellt würden. Aber vielleicht sind die kürzlich 
vom Bundestag bewilligten 50 Mill. DM ein Anfang. 
Es gibt auch noch andere W ege. Die vorherrschende 
Auffassung von der K apitalarm ut in  den Entwicklungs­
gebieten bedarf einer wesentlichen Korrektur. In 
vielen Ländern liegt die Sparkapitalbildung sehr viel 
höher, als im allgem einen angenommen wird. Der 
überwiegende Teil dieser von der vermögenden 
Schicht nicht konsum ierten Einkommensteile wird 
jedoch nicht für produktive Investitionen verwendet, 
sondern sucht Anlage in Grund und Boden, in Gold 
und Geldhorten, im Handel, und neuerdings im Bau 
von Luxus- und Geschäftshäusern.
D iese ausgesprochen  v o rk ap ita lis tisch e  A rt d er V erm ögens­
an lage  bew irk t, daß  d ie  E rsparn isse  b e i B anken  u n d  V er­
sicherungen  seh r g erin g  sind. A ber au d i d iese  E rspar­
n isse w erd en  n u r se lte n  in v es tie r t, sonde rn  d ienen  v o r­
w iegend  d er k u rz fris tig en  H andelsfinanz ie rung . D ie M en­
ta litä t  sow ohl d er S parer a ls a u d i d er K apitalsam m elstellen  
is t also  industriefrem d.
Die wichtigste Aufgabe besteht daher in  vielen Ent­
wicklungsländern darin, das vorhandene Kapital 
für die wirtschaftliche Entwicklung zu m obilisieren — 
über die H erstellung des V ertrauens, die steuerliche 
Förderung bestimm ter Investitionen usw. Hierbei 
kommt dem Auslandskapital eine besondere Be-
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deutung zu. Es hat sich nämlich erwiesen, daß die 
Sdieu einheimischer Kapitalanleger vor der Über­
nahme industrieller Risiken und vor den allzeit zu 
erwartenden staatliciien Eingriffen geringer wird, 
wenn das eigene K^apital in Zusammenarbeit mit Aus­
landskapital gesehen wird, das ja  in der Übernahme 
industrieller Risiken erfahren ist und sich meist nur 
zur Mitarbeit bereit findet, w enn Garantien gegen 
staatlidie Eingriffe gew ährt werden. In Entwicklungs­
länder fließendes Auslandskapital kann also als Ka­
talysator der wirtschaftlichen Entwicklung dienen, 
indem es zur M obilisierung des vorhandenen, aber 
brachliegenden Inlandskapitals beiträgt.
Diese hier aufgezeigten Möglichkeiten sind durchaus 
nicht nur theoretischer Natur. In verschiedenen Län­
dern sind heute schon Tendenzen festzustellen, die 
auf die Gründung von Finanzierungsgesellschaften 
hinäuslaufen, deren Kapital zum geringeren Teil aus 
dem Ausland und zum größten Teil aus inländisdien 
Quellen stammt und in deren Geschäftsführung aus­
ländische Persönlichkeiten vertreten  sind, um das 
Vertrauen der inländischen Kapitalgeber zu stärken. 
Die „Industrial Credit and Investm ent Corporation 
of India" z. B. hat ihr Gesellschaftskapital von 35 Mill. 
Rupien zu fast eo«/» von indisdien Banken und privaten 
Geldgebern erhalten, während die restlichen 40o/o auf 
englische Banken und die Bank of America ent­
fallen. Die indische Regierung hat der Korporation 
eine erste Anleihe von 75 Mill. Rupien gewährt, die 
W eltbank e ine  Anleihe von 10 Mill. $, so daß eine 
breite Finanzierungsbasis vorhanden ist. (In der Ge­
schäftsführung spielt übrigens der frühere H aupt­
kassierer der Bank of England die entscheidende 
Rolle.)
Für die deutsche Exportwirtschaft könnten derartige 
Institutionen ebenfalls s e h r  zweckmäßig sein. Der 
deutsche Kapitalanteil w äre verhältnism äßig gering, 
seine Auswirkung aber groß, da gleichzeitig in  er­
heblichem Umfang Kapital aus dem betreffenden Ent­
wicklungsland herangezogen würde, wofür jedoch 
Voraussetzung wäre, daß ein bekannter deutscher 
W irtschaftsführer in  die Geschäftsleitung eintritt. Diese 
Finanzierungsgesellschaften könnten die vielfältigsten 
Mischformen mit dem privaten und öffentlichen 
Kapital in den Entwicklungsländern aufweisen, wobei 
unser Kapitalanteil von Banken in Zusammenarbeit 
mit am A nlagenexport interessierten Firmen aufge­
bracht werden müßte. Die Finanzierung verschie­
denster Entwicklungsprojekte über derartige Fi­
nanzierungsgesellschaften würde der deutschen Export­
wirtschaft langfristige Absatzmöglichkeiten ver­
schaffen. Auch die Bezahlung der deutschen Exporte 
in Devisen w äre weitgehend sichergestellt. Die 
Erfahrung zeigt, wie schwer es oft für internationale 
und nationale Finanzinstitutionen w ie W eltbank, Ex­
port-Import-Bank usw. ist, geeignete Anleiheschuldner 
in den Entwicklungsländern zu finden. Die Finanzie­
rungsgesellschaften sind aber erfahrungsgemäß gute 
Anleiheschuldner und erhalten auch Devisenanleihen, 
wie das Beispitel der indischen Korporation zeigt. Auch 
stellt die Regierung des jeweiligen Landes für derar­
tige Projekte Devisen bevorzugt zur Verfügung.

Von Bedeutung, wird vielleicht in den kommenden 
Jahren auch ein deutscher Finanzierungsbeitrag über 
internationale Institutionen und Finanzgruppen 
werden, über eine eventuelle OEEC- oder Nato-Orga- 
nisation, eher wahrscheinlich noch über priivatwirt- 
schaftliche westeuropäische Finanzgruppen oder Kon­
sortien. Insgesamt sind die Möglichkeiten einer Unter­
stützung bei der wirtschaftlichen Entwicklung über die 
Zurverfügungstellung von deutschem Kapital nur 
gering, jedenfalls im V erhältnis zu dem Bedarf und 
den Wünschen in  den Entwicklungsgebieten. Um so 
größere Bedeutung kommt einem deutschen Beitrag 
hinsichtlich der „Beschaffung" und Ausbildung von 
Arbeits- und wirtschaftlichen und technischen 
Führungskräften sowie von Planungsarbeiten zu.

DAS AUSBILDUNGSPROBLEM 
Die entscheidenden Probleme fast aller Entwicklungs­
länder finden ihren Ausdrude in den fehlenden Be- 
schäftigungs- und Lebensmöglichkeiten sowie der 
wirtschaftlichen Passivität der dort lebenden Bevöl­
kerung. ErfahrungsgemäJJ kann aus dem V orhanden­
sein einer großen „offenen" und „versteckten" 
Arbeitslosigkeit aber nicht gefolgert werden, da-ß 
besonders für große EntwicMungs- und Bauarbeiten 
genügend ungelernte A rbeitskräfte zur Verfügung 
stehen. Es hat sich nämlich erwiesen, daß der 
Leistungswille dieser A rbeitskräfte oft sehr unbe­
friedigend ist, daß sie  mit 5 Personen die Arbeit 
verrichten wollen, die auch zwei bewältigen könnten, 
daß darüber hinaus die physische Leistungsfähigkeit 
nur gering ist, infolge ungenügender oder unzweck­
mäßiger Ernährung, des schlechten Gesundheits­
zustandes oder auf Grund des heißen Klimas.
Nicht viel anders liegen die V erhältnisse hinsichtlich 
der Facharbeiter, V orarbeiter und W erkmeister, deren 
Ausbildung und A rbeitsweise ausschlaggebend für die 
Produktivität eines Betriebes sind. Auf dieser Ebene 
kann und muß aber von deutscher Seite sehr viel 
mehr geschehen als bisher. Natürlich ist diesen Län­
dern schon damit gedient, daß derartige deutsche 
A rbeitskräfte langjährige V erträge eingehenj meistens 
w erden sie sogar von ihren deutschen Firmen dort­
hin geschickt. D arüber hinaus müssen allerdings neue 
W ege beschritten werden, vor allem die Ausbildung 
von Fachkräften der m ittleren Ebene, d. h. von 
Meistern, V orarbeitern usw., in  deutschen Industrie­
betrieben. Dadurch w ürde in den Entwdcklungsge- 
bieten eine viel größere W irkung erzielt als durch die 
Entsendung deutscher Fachkräfte zur Ausbildung der 
dortigen M eister und Facharbeiter. Offensichtlich p lant 
der Bundesverband der deutschen Industrie, in dieser 
Richtung vorzugehen. Zumindest in bestimmten Ent* 
wicklungsländern hat man jedoch die betrübliche 
Erfahrung gemacht, daß im Ausland geschulte Fach­
kräfte nach, ihrer Rückkehr nicht mehr gewillt sind, 
zu arbeiten und ihre Erfahrungen möglichst weitge­
hend zur Verfügung zu stellen, da sie glauben, 
nunmehr Anspruch auf eine europäische Lebens­
haltung, d. h. auf einen angenehm en Druckposten zu 
haben. Deshalb wird es wohl zweckmäßig sein, die 
Ausbildung durch unsere Fachkräfte in den Ent­
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wicklungsländern selbst n id it ganz fallen zu lassen; 
v ielleidit sollte man sie aber stärker konzentrieren, 
in speziell dafür eingeriditeten Lehrwerkstätten, Ver- 
sudis- und Ausstellungsanlagen. A ussdilaggebend ist 
natürlidi aud i h ier die Kostenfrage. Durdi die Kombi­
nation von Lehrw erkstätten m it Versudis- und 
Musteranlagen, die gleidizeitig als perm anente Aus­
stellung dienen und in  Gemeinsdiaftsarbeit der 
deutsdien Industrie brandienm äßig organisiert werden 
müßten, ließen sidi die Kosten wohl leiditer tragen. 
Die deutsdie Regierung könnte diese Vorhaben — 
wenn sdion n id it d irekt finanziell — durdi ent­
sprediende Abkommen mit den Regierungen der 
Entw iddungsländer unterstützen, so daß z. B. Grund 
und Boden sowie Gebäude vielleid it kostenlos zur 
Verfügung gestellt werden könnten.
N idit m inder widitig ist eine deutsdie Unterstützung 
hlnsiditlidi w irtsdiaftlidier und tedm isdier Führungs­
kräfte, an die in den Entwidclungsgebieten auf Grund 
der besonderen V erhältnisse viel höhere A nforderun­
gen gestellt werden als in den Industrieländern, w äh­
rend sidi die Sdiidit der Unternehmer bis heute nodi 
vorwiegend aus dem industriefremden Kreis der Groß­
grundbesitzer und Händler rekrutiert. Ebenso liegen 
die V erhältnisse im Bereidi der staatlidien W irtsdiaft 
und Verwaltung. In den meisten Entwidclungsländern 
haben infolgedessen Ausländer bei der bisherigen Ent- 
w iddung eine führende Rolle gespielt.
Zwar werden heute sdion Führungskräfte aus der 
deutsdien Privatw irtsdiaft im Rahmen der D irektin­
vestitionen und Beteiligungen in Entwiddungsländer 
abgegeben. Erinnert sei an den Bau von Stahlwerken 
in Indien und Ägypten. A udi sdiließen Deutsdie V er­
träge mit Betrieben und O rganisationen in Entwidi- 
lungsländern ab. Um unseren tedinisdien und wirt- 
sdiaftlidien Goodwill zu fördern, müßte aber vor 
allem die Gewährung von Stipendien an Tediniker 
und W issenschaftler zum Studium an unseren Uni­
versitäten und in unseren industriellen und landwirt- 
sdiaftlidien Betrieben gefördert werden, besonders 
audi S tudienaufenthalte von Führungskräften der 
Entwidclungsländer in unserer W irtsdiaft und V er­
waltung. Zwedtmäßig, wenn audi erfahrungsgemäß 
nodi kostspieliger ist der A ustausdi von Tedinikem  
und W irtsdiaftlern sowie von Verwaltungsbeamten. 
Die Entsendung leitender deutsdier Verw altungsbe­
am ter w äre besonders zu begrüßen, da die V erw al­
tung in  den Entwicklungsländern riesige Aufgaben zu 
bewältigen hat, denen sie heute oft noch nicht ge­
wachsen ist.
Vielleicht ist es nunm ehr auch an der Zeit zu fragen, 
ob n id it die Gründung einer Institution in  der A rt 
einer wirtschaftlichen Generalstabs-Akademie not­
wendig ist, in  der führende deutsche Persönlichkeiten 
aus Wirtschaft, V erw altung und W issenschaft m ehr­
monatige Kurse für leitende Verwaltungsfunktionäre 
aus Entwicklungsländern abhalten, weniger als Be­
lehrung denn als Erfahrungsaustausch. In W ashing­
ton scheint man m it der Einrichtung eines derartigen 
Economic Development Institute gute Erfahrungen zu 
machen. Eine solche Institution w äre besonders ge­
eignet, für uns Goodwill in dem wachsenden Bereich

der öffentlichen W irtschaft zu erzeugen, die gerade 
im Anlagengeschäft immer mehr als unser Partner 
hervortritt.

GESAMTWIRTSCHAFTLICHE PLANUNG 
Noch vor wenigen Jahren  w ar W estdeutschland hin­
sichtlich seines technischen Beratungswesens für Ent­
wicklungsgebiete erheblich im Rückstand, wenn auch 
schon damals die Projektierungsabteilungen der 
großen Firmen wieder umfangreiche Planungsarbeiten 
in überseeischen Ländern durchführten. Inzwischen 
hat sich das für Entwicklungsplanungen besonders er­
wünschte unabhängige Beratungswesen auch in der 
Bundesrepublik stärker durchgesetzt, so daß die 
deutsche W irtschaft den Wünschen nach technischer 
und wirtschaftlicher Beratung heute schon weitgehend 
entsprechen kann. W ährend wir hier auf einzelbe­
trieblicher Ebene verhältnism äßig aktiv  sind, geschieht 
auf dem wichtigen Gebiet der gesamtwirtschaftlichen 
Planung praktisch überhaupt nichts, sieht man von 
einzelnen W issenschaftlern und mehrköpfigen Dele­
gationen ab, die gelegentlich m it der Ausarbeitung 
eines Gutachtens über einen Industrie- oder W irt­
schaftszweig eines Entwicklungslandes beauftragt 
werden. Gerade der Gesamtplanung kommt aber die 
zentrale Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung 
zu. W enn auf diesem so wichtigen Gebiet bisher von 
unserer Seite wenig getan wird, so hängt dies vor 
allem mit der bedauerlichen Tatsache zusammen, daß 
w ir uns in der Bundesrepublik auf die Probleme der 
Entwicklungsländer institutionell noch nicht einge­
stellt haben. A ndere Industrieländer haben als ehe­
malige oder noch bestehende Kolonialmächte ver­
schiedene Institutionen, die heu te die Angelegenheit 
„Unterentwickelte Gebiete" im eigenen Interesse 
wahrnehmen: in Großbritannien die „Colonial
Development Corporation" und die „Commonwealth 
Development Finance Company", in  F rankreid i den 
„Fonds d ' investissement" ; ähnliche Einrichtungen 
finden wir in Belgien, Holland und Portugal; in den 
USA bestehen die Punkt-IV-Organisation, das Aus- 
lands-Hilfsprogramm usw. N ur in der Bundesrepublik 
gibt es dafür w eder in der W irtschaft noch in der Ver­
waltung besondere Abteilungen oder Referenten, 
geschweige denn Institutionen.
Angesichts unserer sehr begrenzten Möglichkeiten 
für eine Kapitalhilfe kommt gerade einem umfassen­
den Unterstützungsprogramm hinsichtlich der Aus­
bildung von Fachkräften der „mittleren Ebene“, von 
wirtschaftlichen und technischen Führungskräften 
sowie hinsichtlich der technischen und wirtschaft­
lichen Beratung auf einzelbetrieblicher Ebene und 
auf dem Gebiet der Gesamtplanung die entscheidende 
Bedeutung zu. A ber w arten w ir mit der Entwicklung 
eines derartigen Unterstützungsprogramms — das 
bei geschickter A nlage gar nicht so kostspielig zu 
sein braucht — nicht so lange, bis w ir unseren Good­
will aufs Spiel setzen in  einem Gebiet, das zwar 
heute für uns insgesam t wirtschaftlich kaum  so attrak ­
tiv  ist wie allein die M ärkte unserer w esteuro­
päischen Nachbarn, das aber morgen die entscheiden­
den Absatz- und Bezugsmärkte unserer W irtschaft ,  
stellen wird.
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